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Schnellbrief 


An den Herrn 

Presidenten des Deutsdien Bundestages 

betr. : Privatisierung öffentlichen Vermögens 

Bezug: Kleine Anfrage 359 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 3527 - 

Die Kleine Anfrage 359 der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie 
folgt : 

1. Durch den am 22. Mai 1957 aus der Mitte des Deutschen Bun- 
destages eingebrachten Entwurf eines Gesetze über die Regelung 
der Rechtsverhältnisse bei der Volkswagenwerk Gesellschaft mit 
beschränkter Flaftung und die Überführung der Anteilrechte in 
private Hand - Drucksache 3534 - sind inzwischen die mit der 
Klärung der Eigentumsverhältnisse des Volkswarenwerkes und den 
aktienrechtlichen Voraussetzungen für die Ausgabe von Volksak- 
tien des Volkswagenwerkes zusammenhängenden Fragen dem Deut- 
schen Bundestag unterbreitet worden. Ob der Deutsche Bundestag 
seine Beratungen über den Gesetzentwurf noch vor Ablauf der 

2. Wahlperiode abschließen kann, wird sich in den nächsten Tagen 
entscheiden. Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Beteili- 
gung an den Beratungen der Ausschüsse des Deutschen Bundes- 
tages alles tun, um den Fortgang und Abschluß der Beratungen 
zu fördern. 

2. Die Frage der Regelung der Ansprüche der Volkswagensparer ist 
Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens, das zur Zeit vor dem 
Bundesgerichtshof schwebt. Die Bundesregierung ist bereit zu prü- 
fen, ob eine Regelung, wie sie in der vorliegenden Kleinen An- 
frage vorgeschlagen wird, im Hinblick auf das schwebende gericht- 
lichen Verfahren unter rechtsstaat liehen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

3. Die Bundesregierung beabsichtigt die Überführung weiterer Wirt- 
schaftsbetriebe der öffentlichen Hand in Privateigentum, wie dies 
im Grundsatz in dem von der Fraktion der FDP im September 1956 
vorgelegten Gesetzentwurf gefordert wird. Zu dem in diesem Ge- 
setzentwurf vorgeschlagenen Verfahren wird sich die Bundesregierung 
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bei der Beratung des Gesetzentwurfs in den Ausschüssen des Deut- 
schen Bundestages äußern. 

4. Über die Grundsätze, nach denen das öffentliche Vermögen pri- 
vatisiert werden soll, besteht innerhalb des Bundeskabinetts und 
insbesondere zwischen den zuständigen Ressortministern Einvernehmen, 


Schäffer 



